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Xukunftssicherung des 
Standortes Deutschland 
».,r leben in einer Zeit historischer 
. iibrüche. Sie zwingen uns dazu, altes 
t..

enken zu überprüfen und neue Priori- 
aJen in vielen Bereichen von Gesell- 

,c"[aft und Wirtschaft zu setzen. Inner- 
"*,b weniger Jahre hat sich die Welt 

*rker verändert als früher in Jahr- 
*ehnten. 
, uden politischen Umbrüchen vollzie- 

Ostdeutschland machen heute einen 
schwierigen und tiefgreifenden Struktur- 
wandel in atemberaubendem Tempo 
durch. In Westdeutschland lösen bereits 
viel weniger einschneidende Veränderun- 
gen heftige Abwehrreaktionen aus. Hieran 
wird deutlich, welch enorme Leistungen 

Arb 
s'ch auch in der internationalen 

, Austeilung tiefgreifende Veränderun- 
0 

n- Diese verlangen von uns eine Stand- 
j 7)estimmung, die weit über ökonomi- 

he Fragen hinausgeht. Nur wenn wir die 
. ukünftssicherung des Standortes 

eutschland zu einem Thema unserer 
*e*amten Gesellschaft machen, kann es 
fingen, die richtigen Zukunftsentschei- 

n8en zu treffen und durchzusetzen. 

Sendung der Einheit 
i^tschlands  

sere vorrangige Aufgabe ist die Vollen- 
b. n8 der wirtschaftlichen und sozialen 

nheit Deutschlands. Die Menschen in 

Rede des Bundeskanzlers 
anläßlich des Zukunftsforums 

der Bundesregierung 
am 8. Februar 

die Menschen in den neuen Bundeslän- 
dern erbringen. 
Erfreulicherweise ist es gelungen, die 
Wirtschaftsentwicklung in den neuen 
Bundesländern von der Rezession in 
Westdeutschland weitgehend abzukop- 
peln. So haben die Investitionen in Ost- 
deutschland weiter kräftig zugenommen. 
Dies ist eine wesentliche Voraussetzung 
für das Entstehen neuer wettbewerbsfähi- 
ger Arbeitsplätze. Besonders deutlich ist 

(Fortsetzung auf Seite 2) 

BSEä cgEB Bundesgeschäftsführer Hans-J. 
Reck: Wir sind gut gerüstet. 
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(Fortsetzung von Seite 1) 

der Aufholprozeß im Infrastrukturbe- 
reich. So gab es zum Beispiel nach 40 Jah- 
ren DDR gerade 1,8 Millionen Telefonan- 
schlüsse. Nach gut drei Jahren deutscher 
Einheit sind es heute mit 4,1 Millionen 
bereits mehr als doppelt so viele. Ein- 
drucksvoll sind auch die Verbesserungen 
im Verkehrswesen. So sind inzwischen 
mehr als ein Drittel der Autobahnstrecken 
und über die Hälfte der Bundesstraßen in 
den neuen Ländern instand gesetzt und 
ausgebaut worden. 
Trotz all dieser Fortschritte besteht nach 
wie vor eine beträchtliche Lücke von jähr- 
lich über 200 Milliarden D-Mark zwischen 
dem, was in den neuen Bundesländern 
ausgegeben wird und dem, was dort selbst 
erwirtschaftet wird. Diese Lücke wird 
durch öffentliche und private Transfers 
geschlossen. Auf Dauer kann dies jedoch 
keine Lösung sein. Ziel muß sein, die wirt- 
schaftliche Leistungsfähigkeit der neuen 
Bundesländer rasch weiter zu steigern, 
damit Einkommen und Investitionen 
zunehmend in Ostdeutschland selbst erar- 
beitet werden können. 

Es muß uns heute darum gehen, neue 
Handlungsspielräume für die Zukunft v0" 
ganz Deutschland zu gewinnen. Es geht 
zunächst einmal um die Überwindung def 

derzeitigen Rezession. Die aktuellen K-<>n' 
junkturdaten sprechen immer stärker 
dafür, daß wir die Talsohle der Rezession 
durchschritten haben und sich der Auf- 

Wahlkampf-Argumente 

stieg abgezeichnet. So meldet der Masch'' 
nenbau nach einer langen Durststrecke 
steigende Aufträge aus dem Ausland. P'eS 

könnte in diesem wichtigen Wirtschafts- 
zweig den Beginn eines vom Export getf3' 
genen Aufschwungs signalisieren. 
Wir haben es allerdings nicht nur mit einef 

normalen Rezession zu tun, sondern auc»1 

mit zu lange aufgestauten Strukturproble' 
men. Dabei handelt es sich um Problem6 
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er alten Bundesrepublik, die nichts mit 
eJ" deutschen Einheit zu tun haben. So 
at>en wir zum Beispiel wichtige Refor- 
p1», wie bei Bahn und Post, seit Jahrzehn- 
. n verschleppt. Die Tarifpartner haben es 

^en guten Jahren nicht geschafft, den 
*eset2lichen Spielraum für flexiblere 
^eitszeiten und längere Maschinenlauf- 

f 'ten auch nur annähernd auszuschöp- 
fen. 

haben wir bereits wichtige Entschei- 
den getroffen, die lange Zeit nicht 

. Urchsetzbar waren, weil die notwendige 

. nterstützung durch die Mehrheit des 
Undesrates verweigert wurde. Jetzt sind 
°'che Entscheidungen — nicht zuletzt 
ank beharrlicher Anstrengungen der 
undesregierung — möglich geworden. 

. 'es zeigt, daß das Umdenken allmählich 
"Qang kommt. 

• lch nenne als ein Beispiel die Neurege- 
, n8 des Asyl- und Ausländerrechts zum 1. 

ji 1993. Wenn ich an die aufgeregten 
'skussionen hierüber und an die Demon- 
rationen zurückdenke, wundere ich 

£ ^h, wie wenig heute über die positiven 
Ehrungen mit dem neuen Asylrecht 

^redet wird. Immerhin ist die Zahl der 
. y'bewerber vom ersten zum zweiten 
^albJahr 1993 um die Hälfte geschrumpft. 
K £h nenne als weiteres Beispiel die 
e Preform. Nach jahrzehntelanger 

gebnisloser Diskussion haben wir jetzt 
^e,9rundlage dafür gelegt, daß die 
I . "örde Bahn zu einem modernen Dienst- 

stungsuntemehmen für Bürger und 
Ortschaft wird. Befreit vom Korsett des 

y Etlichen Dienst- und Haushaltsrechts 
j. nn sich die neue Bahn wettbewerbsfä- 
, S> kundenfreundlich und erfolgreich am 

arkt bewähren. 
in Weiteres großes Reformprojekt der 

Bundesregierung ist die Postreform. Wir 
haben dazu letzte Woche die Gesetzent- 
würfe beschlossen. Die drei Postunterneh- 
men Telekom, Postdienst und Postbank 
werden in Aktiengesellschaften überführt. 
Damit wird ihre Leistungs- und Wettbe- 
werbsfähigkeit auf den nationalen und 
internationalen Märkten gestärkt. Denn 
der Wettbewerb gerade auf den rasant 
wachsenden internationalen Märkten der 
Kommunikation ist in vollem Gange. Im 
Jahr 2000 dürfte dieser Wirtschaftszweig 
etwa die gleiche Bedeutung haben wie 
heute die Automobilindustrie. Auch wenn 
wir bei der Liberalisierung nicht alle Ziele 
durchsetzen können, bedeutet die Postre- 
form II doch eine wichtige Weichenstel- 
lung für die Zukunft. 
Unsere entschlossene Sparpolitik zeigt 
positive Wirkungen. Die langfristigen Zin- 
sen liegen in der Nähe des historisch nied- 
rigsten Standes. Die Aktienkurse sind 
1993 um fast 40 Prozent gestiegen. Anders 
ausgedrückt: Unsere Politik genießt auch 
in der internationalen Finanzwelt ganz 
offensichtlich beachtliches Vertrauen. 
Und sie gewährleistet damit auch die Sta- 
bilität der D-Mark. Deshalb werde ich von 
dem entschlossenen Sparkurs nicht abwei- 
chen. Die D-Mark ist eine der führenden 
Währungen der Welt. Das heißt für mich: 
Im Währungsbereich darf es keine Experi- 
mente geben. 

Mehr Wachstum und 
Beschäftigung   

Im Parlament wird derzeit das „Aktions- 
programm für mehr Wachstum und 
Beschäftigung" beraten. Mit ihm setzen 
wir weitere wesentliche Maßnahmen um, 
die wir in unserem Bericht zur Zukunftssi- 
cherung des Standorts Deutschland ange- 
kündigt haben. Diese Entscheidungen 
sind, ungeachtet des Wahljahres, zur 
Sicherung der Zukunft absolut notwendig. 
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Ein Aufschieben so wichtiger Zukunfts- 
maßnahmen ist mit mir nicht zu machen. 
Denn damit würden wir unsere Zukunft 
verraten. 
Wesentliche Säulen des Aktionspro- 
gramms sind 
• eine Existenzgründungs- und Innova- 
tionsoffensive im Mittelstand, unter ande- 
rem die Wiedereinführung des Eigenkapi- 
talhilfe-Programms in den alten Bundes- 
ländern; 

• eine Fortentwicklung des arbeitsmarkt- 
politischen Instrumentariums, darunter 
Zusatzangebote der Beschäftigungsförde- 
rung und die bundesweite Zulassung der 
privaten gewerblichen Arbeitsvermittlung. 
Herausgreifen möchte ich an dieser Stelle 
die Notwendigkeit, das Angebot an Teil- 
zeitarbeitsstellen erheblich auszuweiten. 
In vergleichbaren Industrieländern gibt es 
weitaus mehr Teilzeitarbeitsplätze als bei 
uns. In den Niederlanden geht zum Bei- 
spiel fast jeder dritte Berufstätige einer 
Teilzeitbeschäftigung nach, während bei 
uns nicht einmal jeder Sechste Teilzeit 
arbeitet. Hätten wir Verhältnisse wie in 
den Niederlanden, gäbe es bei uns etwa 2 
Millionen zusätzliche Arbeitsplätze. Ich 
würde es begrüßen, wenn Unternehmen 
und Betriebsräte gerade bei der derzeiti- 
gen Arbeitsmarktlage dieses Potential 
stärker nutzen würden. Hier kann ganz 
kurzfristig und sehr konkret etwas gegen 
Arbeitslosigkeit und für Beschäftigung 
getan werden. 

Verantwortung der Tarif partner 

Trotz der beschäftigungspolitischen 
Erfolge der 80er Jahre mit einem Zuwachs 
von über 3 Millionen Arbeitsplätzen in 
den alten Bundesländern fehlen heute in 
ganz Deutschland rund 5 Millionen wett- 
bewerbsfähige Arbeitsplätze — und dies, 
obwohl es Arbeit genug gibt. Eine ganz 
besondere Verantwortung trifft dabei die 

Was wir brauchen, sind Bür- 
gersinn undgelebter Patriotis' 
mus. Zu dem notwendigen 
Umdenken in Deutschland 
gehört, daß weniger gefragt 
wird: „Was können Staat und 
Gesellschaftfiir mich tun?" 
sondern: „Was kann ich für 
mein Land tun?" Wennimtnet 
mehr Menschen dies begreife 
dann haben wir allen Grund 1$ 
Zuversicht. 

Tarifpartner. Denn sie bestimmen im Ra 

men der Tarifautonomie weitgehend üt»e 

Arbeitskosten, Arbeitszeiten und Arbeit 
bedingungen. Über die Zukunft unserer 
Arbeitsplätze entscheidet dabei nicht der 

Lohnkostenanstieg eines einzelnen Jahre' 
sondern die Fähigkeit der Tarifparteien» 
sich auf veränderte Bedingungen frühze1' 
tig einzustellen. Die alten Rituale von F°f 

derung und Gegenforderung, Streik und 
Aussperrung sind sicher nicht die richti- 
gen Antworten auf die beschäftigungsp0 

tischen Notwendigkeiten dieses Jahres- 
Die Tarifparteien sollten stärker als in de 

Vergangenheit das Beschäftigungsziel in 

den Mittelpunkt ihrer Verhandlungen s*e 

len. Der für die Beschäftigten in der Che' 
mie-Industrie vereinbarte erste Tarifab' 
schluß für das Jahr 1994 ist in dieser Hin' 
sieht ein richtiges Signal. Mit flexibleren 
Arbeitszeit-Korridoren und speziellen 
Einstiegstarifen haben Tarifparteien hiej. 
erstmals konkrete Vereinbarungen getr°i.e 
fen, die Rücksicht auf die unterschied^ 
Leistungsfähigkeit der Betriebe und der 
Arbeitnehmer nehmen. Neueinstellung*: 
werden damit erleichtert. Ich halte dies 
einen ganz wichtigen Schritt auf dem ^j6 

zu mehr Beschäftigung, der auch in and ^ 
ren Branchen Schule machen sollte. 
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SPD wirtschafts- und finanz- 
politisch auf Geisterfahrt 

•e SPD hat es in den vergangenen 
'Jeinhalb Jahren fertig gebracht, ein 
'[•uses Sammelsurium als „wirt- 
"afts- und finanzpolitisches Pro- 

gramm" anzupreisen. Wer aber die 
feinen Forderungen kritisch 
feuchtet, kann rasch erkennen: Die 
'^Schafts- und finanzpolitischen Vor- 

^nläge der SPD sind das gewaltigste 
euererhöhungs- und Umverteilungs- 

pr°jekt in der deutschen Geschichte. 

J't ihren Vorschlägen treibt die SPD 
hernehmen ins Ausland, bestraft Lei- 

JJn8 und gefährdet das Fundament wirt- 
• aftlicher Erholung. Den Bürgern gau- 

sie vor, nur die Reichen würden zur 
asSe gebeten. Richtig ist aber, daß 

^ rade untere und mittlere Einkommen 
Dl  folgen der konjunktur- und arbeits- 
p . feindlichen sozialdemokratischen 
• llik voll zu spüren bekommen. Es 
w nn gerade ihren Arbeitsplatz kosten, 
w

enn die SPD nicht bereit ist, endlich die 
ni ?Scna^tsP°'itischen Notwendigkeiten 

nt nur einzugestehen, sondern auch 
["^setzen. 
Sjt "nPr schwierigen wirtschaftlichen 
öff at'?n un<* angesichts angespannter 
n^ Etlicher Haushalte kann es nicht um 
g„, e zusätzliche, milliardenschwere Aus- 

lo T ^enen- Wenn die SPD neute immer 

Sc.    die Finanz-, wirtschafts- und gesell- 
"tspolitische Ordnung nach dem 

x,  2lP „Mehr Sozialismus, weniger 
, arktW- 
fyt r  »"iviii   juz.iaiiMiiu.1,   weilen 

[t 
r*fwirtschaft" grundlegend umgestal- 

«. so zeigt sie gerade in der Wirt- 
und Finanzpolitik ihren geringen 

*ug zur Realität. 

Milliarden will die SPD für nebulöse und 
ideologieorientierte Ausgaben wie einen 
„Beschäftigungspakt", „interventionisti- 
sche Industriepolitik" und „ökologische 
Modernisierung" ausgeben. Arbeitsplätze 
lassen sich so jedenfalls dauerhaft weder 
schaffen noch sichern. 

Die SPD bleibt eine 
ausgabenfreudige Partei 

Milliardensummen fordert die SPD vor 
allem für: 

• einen „Nationalen Beschäftigungs- 
pakt" 
• Beschäftigungs- und Wachstumsmaß- 
nahmen mit anderen EU-Partnern in 
Höhe von 15 bis 20 Milliarden DM 

• ein Zukunftsinvestitionsprogramm 
„Ökologische Modernisierung" in Höhe 
von rund 10 Milliarden DM für einen 
Zeitraum von 10 Jahren, einschließlich 
einer erneuerten Investitionspauschale 

• die Sanierung von Treuhandunterneh- 
men und die Erneuerung industrieller 
Kerne 
• Modernisierungsdarlehen zugunsten 
privater Industrieunternehmen in den 
neuen Bundesländern 

• Hilfen für die Exportförderung durch 
einen Sonderkreditplafonds, einen Aus- 
gleichsfonds und die Einrichtung von 
Handelsentwicklungsgesellschaften in 
Höhe von rund 9 Milliarden DM 

• Einführung einer Wertschöpfungszu- 
lage für Unternehmen in den neuen Bun- 
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desländern in Höhe von rund 4 Milliar- 
den DM 
• noch mehr finanzielle Mittel für den 
Ausbau der Forschungsinfrastruktur in 
den neuen Bundesländern 
• zusätzliche Subventionen für Stahlre- 
gionen mit einem Volumen von minde- 
stens 2 Milliarden DM 
• ein Wohnungsbauprogramm mit bevor- 
zugter Förderung von Sozialwohnungen 
und den Abbau der freifinanzierten Woh- 
nungsbauförderung 
• Einführung eines einheitlichen Kinder- 
geldes in Höhe von 250 DM monatlich 

Mit der SPD: Marsch in den 
Steuer- und Abgabenstaat 

Zur Finanzierung dieser gewaltigen Aus- 
gaben will die SPD den Bürgern und 
Untenehmen tief in die Tasche greifen 
und Milliarden aus dem Geldbeutel von 
Bürgern und Unternehmen in die 
Taschen des Staates umverteilen. Über 
rund 150 Milliarden DM — also rund 5 
Prozent des Bruttosozialproduktes — sol- 
len durch erhebliche Steuererhöhungen 
und Umschichtungen umverteilt werden. 
Die SPD fordert: 
• eine „ökologische Steuerreform" und 
kontinuierliche Anhebung der Energie- 
steuern 
• eine Anhebung des Benzinpreises um 
50 Pfennig 
• eine gravierende Verschlechterung der 
steuerlichen Rahmenbedingungen für 
arbeitsplatzschaffende Unternehmen in 
Höhe von rund 15 Milliarden DM, vor 
allem durch 
• die Wiederanhebung des Einkommen- 

steuerhöchstsatzes für gewerbliche 
Einkünfte 

• Steuererhöhungen bei der Gewerbe-, 
Vermögen- und Erbschaftsteuer 

• die Verschlechterung von Rückstel- 
lungs- und Wertberichtigungsmöglicl1' 
keiten 

• weitere Maßnahmen gegen Gewinn- 
verlagerungen ins Ausland 

• Erhöhung der Erfassung des private0 

Nutzungsanteils bei PKWs 
• Einschränkung der steuerlichen 

Berücksichtigung betrieblich genutzt 
PKWs 

• Einschränkung der Steuerermäßigun* 
für Veräußerungsgewinne 

• Ausdehung der steuerlichen Erfassuw 
von Gewinnen aus der Veräußerung 
von Anteilen aus Kapitalgesellschaf- 
ten 

• Abschaffung der steuerlichen Berück 
sichtigung von Bewirtungskosten 

• Aufhebung der Vermögensteuerbew6 

ung in den neuen Bundesländern 

• Ergänzungsabgabe für Besserverdie- 
nende ab einem Einkommen von 
60.000 DM für Ledige bzw. 120.000 VW 
für Verheiratete mit einem Volumen von 
15 bis 20 Milliarden DM 

• Einführung einer Arbeitsmarktabgabe 

für Selbständige, Beamte, Minister und 
Abgeordnete mit einem Volumen von 
rund 5 Milliarden DM 

• Erhebung einer zehnprozentigen Sol1' 
daritätsanleihe bei Einkommen über 
60.000 DM für Ledige bzw. 120.000 VW 
für Verheiratete mit Volumen von jähr- 
lich rund 20 Millliarden DM 

• Erhöhung der Besteuerung von Grun 

und Boden 

• stärkere Besteuerung von Vermögen 

• Neugestaltung der Zinsbesteuerung 
3 bis 5 Milliarden DM 
• Begrenzung des Ehegatten-Splittings' 
Abschaffung der Kinderfreibeträge u^ 
Entfall des heutigen Kindergeldes und 
der Kindergeldzuschläge mit einem v° 

irii1 
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Jjjy von insgesamt rund 50 Milliarden 

Absenkung der Kilometerpauschale 
nd Einführung einer Entfernungspau- 

^nale 

Kürzung von Subventionen um 10 Pro- 
*ent 

Einsparungen im Agrarbereich bei der 
äsölbetriebsbeihilfe, bei der Agrarso- 
alreform und beim soziostrukturellen 

J^kommensausgleich in Höhe von 1,45 
MllHarden DM 

Einbeziehung von Motorbooten in die 
.}-Steuer mit einem Volumen von 30 
Mlllionen DM 

Konzentration der Investitionsförde- 
n8 in den neuen Ländern auf eine Inve- 
uionszulage von 20 Prozent 

^Einsparungen bei der Bundeswehr in 

•V 
e von 3 bis 5 Milliarden DM 

. Verringerung der Straßenbaumittel für 
J* Werten 

. C1^sparungen bei modernen Technolo- 
^ wie der Raumfahrt und der Nuklear- 

DiuCllUn8 in Höhe von 30° Millionen 

c,nsparungen bei der zivilen Verteidi- 
8Un8 in Höhe von 150 Millionen DM 

D »e SPD gefährdet 
unftssicherung 

ö'
e Vorschläge der SPD überfordern 
rger und Unternehmen. Eine solch 

^soiide Wirtschafts. und Finanzpolitik 
^ ahrdet die Zukunftssicherung 
p. utschlands. Konjunktur- und arbeits- 
jj.  feindliche Maßnahmen können auch 
. "*als sozial ausgewogen sein. 

Und1" die SPD nicht davon abläßt> Neid 

^ . Umverteilung in demagogischer 
L   lse zu propagieren, dann ignoriert sie 
0.   ußt, daß eine weitere Belastung der 

ren Einkommen die Leistungsbereit- 

schaft und den Leistungswillen schwächt. 
Denn schon heute zahlen die oberen 5 
Prozent der Lohn- und Einkommensteu- 
erpflichtigen rund 40 Prozent, die oberen 
rund 30 Prozent sogar 70 Prozent. Nicht 
mehr, sondern weniger Steuereinnahmen 

Wahlkampf-Argumente 

werden die Folge sein. Wer daher wie die 
SPD falsche Anreize setzt, hemmt die 
Eigeninitiative der Bürger und blockiert 
vor allem den wirtschaftlichen Erho- 
lungsprozeß. 

Die SPD würde nicht mehr, son- 
dern weniger sichere Arbeitsplätze 
zu verantworten haben. 

Die SPD weiß auch um die Gefahr für 
den Standort Deutschland. Daß er im 
internationalen Vergleich unter zu hohen 
Lohnnebenkosten leidet, gesteht inzwi- 
schen auch die SPD ein, die richtigen 
Konsequenzen hat sie aber bis heute 
nicht gezogen. Unverändert überwiegen 
alte Umverteilungsideen. 
Zukunftsweisende Konzepte können 
nicht lauten: mehr Staat, mehr Steuern 
und mehr Umverteilung. Was wir brau- 
chen, sind wirtschafts- wie auch finanz- 
politisch klare und verläßliche Perspekti- 
ven, wie die CDU sie in den „Thesen zur 
Sicherung des Wirtschaftstandortes 
Deutschland" und im Beschluß „Für 
Wachstum und Beschäftigung" formu- 
liert hat. Schwarzmalerei ist angesichts 
der zu lösenden Zukunftsaufgaben 
ebenso fehl am Platze wie ein sozialde- 
mokratisches Chaos in der Wirtschafts- 
und Finanzpolitik. • 
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Generalsekretär Peter Hintze: 

Eine Dramatisierung der Lage 
nützt den Arbeitslosen nicht 
Zur Lage am Arbeitsmarkt 
erklärte Generalsekretär 
Peter Hintze: 
Die Lage am Arbeitsmarkt ist ernst. Der 
Strukturwandel in Wirtschaft und Gesell- 
schaft betrifft weltweit alle Nationen und 
hat tiefliegende Gründe: Die Standort- 
konkurrenz verschärft sich, die Märkte 
wachsen zusammen und neue Technolo- 
gien bestimmen die Zukunft. 
Hinzu kommt für Deutschland, daß in 
den neuen Ländern die Folgen einer 
40jährigen sozialistischen Diktatur zu 
bewältigen sind und in unserer direkten 
Nachbarschaft wirtschaftliche Konkur- 
renten erwachsen, die nun, von den Fes- 
seln der sozialistischen Planwirtschaft 
befreit, ihre neuen Chancen auch in der 
Wirtschaft kreativ nutzen. 
Diese Fakten gehören zu einer ehrlichen 
Analyse der Lage am Arbeitsmarkt 

Wütende Einwendungen 
Zu Äußerungen von SPD-Bundes- 
geschäftsführer Verheugen erklärte 
CDU-Sprecher Rolf Kiefer: Während 
Herr Verheugen die Arbeitslosigkeit 
beschwört, um Wahlkampfstimmung 
zu machen, handelt der Bundeskanz- 
ler Tag für Tag im Interesse von 
Wachstum und Beschäftigung. Ver- 
heugens wütende Einwendungen 
ändern im übrigen nichts daran, daß 
die Frage nach dem Verhältnis von 
SPD und SED weiterhin auf eine Ant- 
wort wartet. 

ebenso wie die Feststellung, daß nahezu 
1,3 Mio. Arbeitslose in Deutschland inf 

schweres Los der SED-Diktatur zu ver- 
danken haben. Denn die Marktwirtscha* 
deckt in den neuen Ländern nun auf, ^a 

in den vergangenen 40 Jahren versäum1 

wurde: Modernisierung der Industrie- 
Strukturen, Qualifizierung der Arbeitne*1 

mer und Schonung der Umwelt. 

Eine Dramatisierung der Situation, wie 
sie von der SPD betrieben wird, nützt de 

Arbeitslosen nichts. Arbeitslosigkeit wif 

nicht durch Sozialneidparolen überwufl' 
den, sondern nur durch eine Politik, d,e 

das Wachstum stärkt und damit dauer- 
haft sichere Beschäftigung ermöglicht- 

Die CDU und die von ihr geführte Bun- 
desregierung hat die Weichen hierfür 
richtig gestellt: 
• Das Standortsicherungsgesetz hat o,e 

Rahmenbedingungen wirtschaftlichen 
Handelns in Deutschland entscheiden^ 
verbessert. Die Unternehmensteuern »n 
Deutschland waren noch nie so niedrig 
wie heute. 
• Mit dem Spar-, Konsolidierungs- un 

Wachstumsprogramm wurde die Neu 
schuldung begrenzt. Die Zinsen könnt 
dadurch weiter sinken, was zusätzlich 
Anreize für Investitionen in sichere 
Arbeitsplätze gibt. 
• Das Beschäftigungsförderungsgeset2 

1994, mit dem das CDU-Aktionspro; 
gramm umgesetzt wird, setzt zusätzl«c 

Impulse für mehr Wachstum und        . 
Beschäftigung, die Instrumente der a* 
ven Arbeitsmarktpolitik werden 
geschärft. 
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le Ausgangslage für den wirtschaftli- 
?ren Aufschwung ist dabei günstig: 
Jieute gibt es allein in den alten Bundes- 
andern über zwei Millionen Arbeits- 
P'ätze mehr als bei der Regierungsüber- 
nahme vor 11 Jahren. 

.aß sich diese positive Entwicklung 
. lcht sofort auch am Arbeitsmarkt zeigt, 
lst eine langjährige Erfahrung. Deshalb 
fordert die Überwindung der strukturel- 
en Und konjunkturellen Krise nun einen 
angen Atem. Alle müssen daran mitwir- 
en, unsere Zukunft zu sichern: Unter- 

"ehmen und Gewerkschaften, Arbeitge- 
,er und Arbeitnehmer, Politik und Ver- 
ende. 

lcht gegeneinander, sondern nur mitein- 
ander ist die Herausforderung zu mei- 
jitern. Ich appelliere an die Tarifparteien, 
, les in der laufenden Tarifrunde zu 
berücksichtigen. 

Talsohle durchschritten 
Der sozialpolitische Sprecher der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, 
Julius Louven, erklärte zu den am 
8. Februar veröffentlichten Arbeits- 
niarktdaten: 

Die aktuellen Zahlen des Arbeitsmarktes 
bestätigen die Prognosen der Wirtschafts- 
forschungsinstitute und die Annahmen 
des jüngsten Jahreswirtschaftsberichtes. 
Der Rückgang der Kurzarbeit in Ost- und 
Westdeutschland um insgesamt rund 
48.000 ist ein sicheres Indiz für die begin- 
nende Konjunkturerholung. Damit ist die 
Talsohle durchschritten. 

Der parallel zu verzeichnende starke 
Anstieg der Arbeitslosigkeit in ganz 
Deutschland um rund 340.000 zusätzliche 
Arbeitslose überrascht nicht — so bedau- 
erlich diese Entwicklung ist. Die Beschäf- 
tigungsentwicklung läuft der Konjunktur- 
erholung immer hinterher. Ferner ist im 
Wintermonat Januar der Anstieg der 
Arbeitslosigkeit auch witterungsbedingt 
zu erklären. Bei dieser Ausgangslage 
kann sich erst nach einem längeren Kon- 
junkturanstieg die Beschäftigungslage 
stabilisieren und es per saldo zur Schaf- 
fung neuer Arbeitsplätze kommt. 

Diesen schwierigen Prozeß begleitet die 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion weiterhin 
mit einer aktiven Arbeitsmarktpolitik, für 
die 1994 über 53 Milliarden DM einge- 
setzt werden. 

Die SPD verschaukelt die Verkehrsteilnehmer 
Als „sozialdemokratischen Rittber- 
ger hoch drei" bezeichnet der 
CDU-Bundestagsabgeordnete 
Claus-Peter Grotz jüngste Verlaut- 
barungen aus der SPD-Kommission 
»Regierungsprogramm 94". 

Einerseits fordere die SPD eine wei- 
tere Erhöhung der Mineralölsteuer 
(Grotz dagegen: „Auf absehbare Zeit 
lst nach der jüngsten Erhöhung die 
Mineralölsteuer ausgereizt."), anderer- 
seits solle gleichzeitig nach den SPD- 

Plänen der Straßenbau in West- 
deutschland um insgesamt 2 Mrd. DM 
zurückgefahren werden: „Die SPD 
verschaukelt die Verkehrsteilnehmer." 
Dazu komme noch, daß sich die SPD 
im Gegensatz zur offiziellen Bonner 
Linie in den Wahlkreisen nicht 
getraue, den Bürgern zu sagen, daß 
mit ihren Plänen wichtige und unver- 
zichtbare Straßenprojekte für immer 
wegfielen, erklärte Grotz, der auch 
Vorsitzender des Bundesfachausschus- 
ses Verkehrspolitik der CDU ist. 
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Widersprüche und Unwahrheiten: 
9x Rudolf Scharping 

SPD-Kandidat Rudolf Scharping ist 
peinlich bemüht, konkrete Festlegun- 
gen zu vermeiden. Wenn er aber doch 
einmal in der Sache gestellt wird, fällt 
schlagartig die Fassade. Aktuelles 
Beispiel: Ein Interview in der Bild- 
Zeitung, in dem sich Rudolf Scharping 
fast in jeder Zeile in Widersprüche 
und Unwahrheiten verheddert. 

m Rudolf Scharping sagt: „Arbeit zu 
bezahlen ist sinnvoller, als Arbeitslosig- 
keit zu finanzieren." 
Stimmt, nur hat das eine mit dem andern 
nichts zu tun. Arbeitsplätze gibt es nur, 
wenn die Wirtschaft stark ist. Staatswirt- 
schaft — das hat das Beispiel DDR 
gezeigt — ist zum Scheitern verurteilt. 

Rudolf Scharpings ständiger Spruch: 
„Wenn aber jemand 2.000 DM Steuern 
zahlen kann, kann er auch 2.200 DM ver- 
kraften." 

Eine typische Neidparole der SPD: Was 
Rudolf Scharping da verkündet, heißt 
nichts anderes, als massive Steuererhö- 
hungen für die, die in unserer Gesell- 
schaft viel leisten. Das trifft nicht zuletzt 
Facharbeiter, Mittelständler und Beamte. 
Und es rechnet sich noch nicht einmal. 
Steuererhöhungen, die die Leistungskraft 
der Wirtschaft abwürgen, führen eben 
nicht unbedingt zum Einnahmeverbesse- 
rungen des Staates. Sie schaden vielmehr 
allen. 

Rudolf Scharping fordert „Bürokra- 
tie abbauen" und nennt als Beispiel die 
Baugenehmigungen. 

Wie wär's, wenn Rudolf Scharping in 
Rheinland-Pfalz damit anfängt. Denn 
gerade bei den Baugenehmigungen 
kommt die Länderkompetenz zum Tra- 
gen. Bayern hat es längst vorgemacht. 
Rudolf Scharping klopft Sprüche, tut 
aber nichts — obwohl er könnte. 

Q Rudolf Scharping beklagt die Erhö- 
hung der Mineralölsteuer und behaupte 
„Wer das tut, muß den Pendlern'helfen- 

Wahlkampf-Argumente 

Das haben die Herren in Bonn verges- 
sen. 

Stimmt nicht. Die Regierung hat die Kijj' 
meterpauschale von 65 Pf je km auf 70 P> 
erhöht. Die SPD hat im Vermittlungsaus- 
schuß eine Anhebung auf 75 Pf verhin- 
dert. 

a Rudolf Scharping: „Die Steuerlast 
nicht erhöhen, aber umschichten, Arbeit 
entlasten und der Verbrauch von Roh- 
stoff, Natur und Energie belasten." 
Richtung erkannt, Herr Scharping. Die 
CDU fordert genau das in ihrem neuen 
Grundsatzprogramm. Nur: Wer Rohstoff 
und Energie stärker belasten will und 
gleichzeitig die Regierung attackiert 
wegen einer Erhöhung der Mineralöl- 
steuer, ist unglaubwürdig! 
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P Rudolf Scharping spricht von 1900 
"rd. DM «stofltccrhiilHpn und hehaunte 
Th 

DM Staatsschulden und behauptet, 
heo Waigel habe mehr Schulden aufge- 
aUft als allf» Finanyminister vor ihm. 

Wi V'e können Sie so reden, Herr Schar- 
p,n8? Deutschland hat die Einheit 
Schultert und muß viele hundert Milli- 
on DM aufbringen, um die Erblast der 
^D-Diktatur zu bewältigen. Trotzdem: 
eutschland ist der einzige Staat unter 
en sieben führenden Industriestaaten 
^ der Welt, der seine Haushaltsziele in 
.en neunziger Jahren eingehalten hat. 
ps hätte die SPD nicht geschafft. Den- 
en Sie nur an die traurige SPD-Bilanz 

von 1982. 

* , Rudolf Scharping fordert „Zunächst 
lnuß der Staat selbst beweisen, daß er 
?Jaren kann, bevor er beim Bürger die 
H*nd aufhält." 
chön gesagt — aber warum tut es Herr 
charping nicht da, wo er es könnte. In 

Umland-Pfalz hat er die Ministerialbü- 
fjkratie um mehr als 100 Stellen aufge- 
bläht. 

I Rudolf Scharping fordert, „die Zahl 
der Ministerien zu verringern". 
Er selbst hat aber als Minsterpräsident in 
Rheinland-Pfalz die Regierung um wei- 
tere zwei Ministerien aufgestockt und 
damit die größte Regierung gebildet, die 
Rheinland-Pfalz je hatte. Auch in diesem 
Punkt klaffen bei Rudolf Scharping 
Anspruch und Wirklichkeit weit ausein- 
ander. 

Rudolf Scharping fordert im Inter- 
view, die Ministergehälter weiter einzu- 
frieren. 
Als Ministerpräsident gibt Scharping 
selbst ein denkbar schlechtes Vorbild: 
Allein seine Amtsbezüge sind 1993 im 
Vergleich zum Vorjahr um 10.000 Mark 
gestiegen. — Der Bundeskanzler und 
sein ganzes Kabinett haben dagegen seit 
1991 auf eine Erhöhung seiner Bezüge 
verzichtet. 

Peinlich, Herr Scharping! 

Die Sicherheitspolitik der SPD 
Aktuelle Studie der Konrad-Adenauer-Stiftung erschienen 

Im Bereich der Außen- und Sicher- 
heitspolitik steht die Bundesrepu- 

blik Deutschland vor entscheidenden 
Herausforderungen. In Anbetracht 
des sozialdemokratischen Strebens 
nach der Regierungsverantwortung 
stellt sich auch die Frage nach einer 
etwaigen Ausgestaltung der Sicher- 
heitspolitik durch die SPD. 
diesem Aspekt widmet sich die 
mterne Studie Nr. 68/94 des Bereichs 
Forschung und Beratung der Konrad- 
Adenauer-Stiftung unter dem Titel 
»Zwischen Real- und Oppositionspoli- 

tik — Die außen- und sicherheitspoliti- 
sche Diskussion der SPD am Scheide- 
weg". 

Der Verfasser, Dr. Michael J. Inacker, 
verantwortlicher Redakteur für Sicher- 
heitspolitik bei der WELT AM 
SONNTAG, untersucht das sozialde- 
mokratische Verständnis von Macht- 
politik und von der Funktion und 
Legitimation von Streitkräften. 

Bestellungen unter Rufnummer 
(02241) 246 oder der Faxnum- 
mer (0 22 41) 24 65 47. 
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Generalsekretär Peter Hintze: 

Hat Rau das Parlament belogen? 
Die am 5. Februar vom ZDF-Heute- 
Journal veröffentlichten neuen Doku- 
mente über die Verbindungen zwischen 
SPD-Repräsentanten sowie SED und 
KPdSU werfen eine Reihe neuer Fra- 
gen auf. Eine dieser Fragen lautet: 
Hat Johannes Rau am 13. November 
1991 vor dem nordrhein-westfälischen 
Parlament die Unwahrheit gesagt? 

Zum Hintergrund: Am 17. September 
1986 traf sich SPD-Emissär Egon Bahr in 
Ost-Berlin mit Hermann Axen zu gehei- 
men Gesprächen. Nach den jetzt bekannt 
gewordenen Protokollen bat Bahr darum, 
die Nachricht von der Beendigung des 
Asylbewerber-Zulaufs via Berlin-Schöne- 
feld dem Bevollmächtigten der Bundesre- 
gierung, Hans Otto Bräutigam, erst am 
späten Nachmittag des darauffolgenden 
Tages zu übermitteln, damit Kanzlerkan- 
didat Rau zuvor genügend Zeit zur 
Abgabe der wahlkampfträchtigen Erklä- 
rung habe. Genau so wurde verfahren: 
Rau trat mit der begehrten Botschaft aus 

Ost-Berlin vor die Presse, noch bevor die 
Bundesregierung vom DDR-Außenmin'' 
sterium informiert wurde. 
In der Landtagssitzung vom 13. Novem- 
ber 1991 (Plenarprotokoll 11/42) wurde 
Rau vom Abgeordneten Reul hierzu 
gefragt: 

„Gab es zwischen Ihnen, Herr Minister- 
präsident, oder einem der Mitglieder der 
SPD-Führung oder einem der von Ihnen 2" 
Verhandlungen Beauftragten eine Verein- 
barung mit der DDR-Führung über die 
zeitliche Plazierung der Verlautbarung <*eS 

DDR-Außenministeriums?4' 

Antwort Johannes Rau: „NEIN". 
Da Egon Bahr diesen Vorgang mittler- 
weile indirekt bestätigt hat, liegt der Ver- 
dacht nahe, daß Johannes Rau am 13. 
November 1991 vor dem nordrhein-west- 
fälischen Landtag nicht die Wahrheit 
gesagt hat. 

Johannes Rau muß jetzt zu diesen Tatsa- 
chen Stellung beziehen und die ganze 
Wahrheit offenlegen. 

Die SPD fühlt sich an einem wunden 
Punkt getroffen 

Zu den Äußerungen von Rudolf 
Scharping im Blick auf das Verhält- 
nis von SPD und SED erklärte der 
Generalsekretär: 
Die Äußerungen Rudolf Scharpings 
machen deutlich, daß sich die SPD an 
einem wunden Punkt getroffen fühlt. 
Unabhängige Wissenschaftler haben 

kritische Fragen aufgeworfen. Rudolf 
Scharping kann hiervon nicht auf 
Dauer mit seinen abwegigen 
„Schlammschlachf'-Behauptungen 
ablenken. Die SPD kann vor ihrer 
Geschichte nicht davonlaufen. 

Die Fragen werden solange gestellt, 
bis sie beantwortet sind. 



ÜCHERHEITSPOLITIK UiD 5/1994  •  Seite 13 

Bundeskanzler Helmut Kohl: 

Wir müssen an der Seite unserer 
Partner Verantwortung übernehmen 

*•der 31. Münchener Konferenz für 
"cherheitspolitik erklärte Bundes- 

Jjjnzler Helmut Kohl in seiner Rede 
jvDe[' „Europäische Sicherheit und die 
*°Ue Deutschlands" unter anderem: 

Kg J Gerade die historische Erfahrung 
Rietet es, daß Deutschland nicht bei- 
, 'te stehe, wenn es um Frieden und Frei- 
st in der Welt und Europa gehe, 

^utschland wolle und müsse an der 
jte seiner Partner Verantwortung über- 

kamen. 

t»J Verläßlichkeit und Bündnisfähigkeit 
'^n die Grundpfeiler der deutschen 

seh Jede verantwortncne de"t- ne Außenpolitik müsse von der Erfah- 
w n8 ausgehen, daß ein deutscher Sonder- 
nd Unweigerlich in die politische Isola- 
J^j führe. 

>Q Es gehe bei der Frage des Einsatzes 
. utscher Streitkräfte in keiner Weise um 
ne »Militarisierung der Außenpolitik", 

J^dern um den Kern der zukünftigen 
I   ndnis- und Partnerfähigkeit Deutsch- 
$i h * ^s se' deshalb unabdingbar, daß 
hai ^eutscnland künftig an friedenser- 
nahnden Und friedensschaffenden Maß- 
^nmen beteilige — selbstverständlich 
^ 2usammen mit den Partnern und 

^unden in der NATO und der Europäi- 

sicherheitspolitische Engagement von 
Europäischer Union und NATO in Kern- 
fragen europäischer Sicherheit künftig 
ergänzten. Die WEU könne nun für 
eigene Einsätze auf Mittel und Einrich- 
tungen der NATO zurückgreifen. 

sch 
g| .en Union. Wer nach Frieden rufe, 
Qe    . eiti8 aber der Internationalen 
de ^»nschaft die Instrumente zur Fri 
81a ,SL!Cllerun8 verweigere, sei nicht 
^bhaft. 

Jun       Sei ein zentrales Ergebnis des 
n8sten NATO-Gipfels, daß sich das 

_ Deutschland müsse seine Aufgaben 
auch im Rahmen einer europäischen Ver- 

Kurzfassung der Rede von 
Bundeskanzler Helmut Kohl 
auf der 31. Münchener Kon- 
ferenz für Sicherheitspolitik: 
„Europäische Sicherheit 
und die Rolle Deutschlands" 
am 5. Februar 

teidigung uneingeschränkt wahrnehmen. 
Wer sich dem verweigere, stelle sich letzt- 
lich der politischen Einigung Europas 
entgegen. 

_ Deutschland brauche eine Bundes- 
wehr, die auch den neuen Anforderungen 
gerecht werde und dementsprechend aus- 
gerüstet sein müsse. Frieden und Freiheit 
seien nicht zum Null-Tarif zu haben. Die 
Akzeptanz der Wehrpflicht in der Gesell- 
schaft müsse gestärkt werden. Über das 
Problem der Wehr- und Dienstgerechtig- 
keit müsse intensiv nachgedacht werden. 

_ Wesentliches politisches Ziel des 
Zusammenwirkens von Europäischer 
Union und NATO sei die Einbeziehung 
der Staaten Mittel-, Ost- und Südosteuro- 
pas in die europäischen Institutionen. 
Die Öffnung dieser Institutionen sei ein 
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FUR WAHLBETEILIGUNG 
UND ENGAGEMENT 

Dazu haben am 9. Februar füh- 
rende Politiker der CDU aufgeru- 

fen. Mit 50000 Flugblättern wollen sie 
bis zum 13. März, dem Termin der 
Landtagswahlen in Niedersachsen, 
nach den Worten von Generalsekretär 
Peter Hintze die Bürgerinnen und Bür- 
ger „wieder zum Mitmachen anstif- 
ten". 

Der Aufruf, der von Christian 
Wulff, Peter Hintze, Angela Mer- 
kel, Matthias Wissmann, Arnold 
Vaatz, Ronald Profalla, Christoph 
Bohr, Roland Koch, Günther H. 

Oettinger, Herbert Reul, Christine 
Arlt-Palmerund Hermann Gröhe 
unterzeichnet ist, endet mit dem 
dringenden Appell: 

„Machen Sie bei der Landtagswahl 
von Ihrem Stimmrecht Gebrauch. 
Stärken Sie durch Ihre Stimmabgabe 
unsere demokratische Ordnung. Ver~ 
hindern Sie eine Zersplitterung der 
Parteienlandschaft und damit Unre- 
gierbarkeit und Handlungsunfähig- 
keit. Wir brauchen Ihr Engagement. 
Machen Sie mit!" 

POLITIKVERDRUSS 
UND RADIKALISMUS 

vitales deutsches Interesse. Wesentliches 
Ziel der deutschen Präsidentschaft in der 
Europäischen Union im zweiten Halbjahr 
1994 werde es sein, die Nachbarn im 
Osten durch praktische Schritte spüren zu 
lassen, daß sie künftig in der Europäi- 
schen Union willkommen seien. 

Der jüngste NATO-Gipfel signali- 
siert den Staaten Mittel-, Ost- und Süd- 
osteuropas, daß auch die NATO für neue 
Mitglieder offen sei. Das Programm 
„Partnerschaft für den Frieden" — das 
nicht für alle Zukunft ausreichend sei — 
gebe diesen Staaten jetzt die Möglichkeit, 
Tempo und Ausmaß der Annäherung an 
die NATO — bis hin zur Mitgliedschaft 
— durch ihr individuelles Engagement 
mitzubestimmen. 

_ Im Hinblick auf Rußland und die 
Ukraine strebe die NATO eine umfas- 
sende Sicherheitszusammenarbeit an- 
Man erwarte aber auch, daß Rußland 
eine Außenpolitik der konstruktiven M1 

Wirkung bei der Lösung internationale 
Probleme betreibe — auch gegenüber 
anderen Republiken der ehemaligen 
Sowjetunion. Rußland müsse vor alle01 

durch eigenes Handeln Vertrauen be«s 

nen Nachbarn schaffen. Ein Konzept 
Einfluß- und Interessensphären sei da 
nicht zu vereinbaren. 

| Deutsche und europäische Sich 
heit werde auch künftig auf zwei Sau     , 
beruhen: Der europäischen Einigung   | 
der transatlantischen Partnerschaft- 
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$Hgdesinnenminister Manfred Kanther: 

Kriminalitätsbekämpfung bleibt 
gesamtgesellschaftliche Aufgabe 
^»läßlich der Vorstellung des 
verbrechensbekämpfungsgeset- 
j*s erklärte am 4. Februar 
^ndesinnenminister Manfred 
Kanther: 

,e Gewährleistung der Inneren Sicher- 
,l 'st unabdingbare Voraussetzung für 

~   'riedliches Zusammenleben in einer 
reiheitlich demokratischen Gesellschaft. 

. einer Rechtsordnung, die der Bürger 
s richtig und gerecht anerkennt, gehört 
'e Aufgabe, das geltende Recht konse- 

i ent und effektiv durchzusetzen und 
et»zite im Gesetzesvollzug zu beseitigen, 

^ den Bürgern Schutz vor den verschie- 
denen Erscheinungsformen der Krimina- 

at zu gewähren und das Vertrauen in 
^ n Rechtsstaat zu erhalten. Neben einer 

nsequenten und effektiven Anwendung 
' Strafvorschriften und Verfahrensbe- 

es ?mun8en des geltenden Rechts kommt 
,  darauf an, durch zusätzliche gesetzge- 

rische Maßnahmen solche Erschei- 
tyj ^sformen der Kriminalität besser und 
n«  Smer zu bekämpfen, die sich ständig 
jvU bilden und in ihrer Art verändern. 
Q ^Antworten des Staates müssen der 
,   ahrdungslage ständig angepaßt wer- 

heit
habe im September 1993 das Sicher- 

StärlPaket 94 mit Vorsch,ägen für eine 
und H

8
 
der Inneren Sicherheit vorgelegt 

tnenr-araUf mn8ewiesen, daß die Zusam- 
Cw.    run8 a,,er politischen Kräfte in 
gu   

Schland zu einer gezielten Anstren- 
ran 8-m der VerDrechensbekämpfung vor- 

ige Aufgabe ist. 

Viele dieser Vorschläge sind eingeflossen 
in den nunmehr vorliegenden Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung des Strafge- 
setzbuchs, der Strafprozeßordnung und 
anderer Gesetze, das sogenannte Verbre- 
chensbekämpfungsgesetz. 

Im einzelnen 
sind folgende Maßnahmen 
vorgesehen: 

Zur Bekämpfung der an Umfang und 
Brutalität zunehmenden Gewalttätigkei- 
ten gegen Menschen wird die Strafandro- 
hung bei Körperverletzungsdelikten ver- 
schärft, um das Rechtsgut der körperli- 
chen Unversehrtheit stärker zu schützen. 
Um nachhaltig Wirkung zu erzielen, muß 
die Strafe der Tat möglichst schnell auf 
dem Fuß folgen. Der Gesetzesentwurf 
enthält daher Regelungsvorschläge zum 
beschleunigten Verfahren. Daneben ist 
eine Straffung des Beweisantragsrechts 
vorgesehen, um eine Prozeßverschlep- 
pung zu verhindern. 
Änderungen im Haftrecht, wie z. B. die 
Erweiterung des Haftgrunds der Wieder- 
holungsgefahr und ein neuer Haftgrund 
zur Sicherung der Hauptverhandlung, 
bewirken eine effektivere Strafverfol- 
gung. 
Die Belange der Opfer von Straftaten 
werden stärker als bisher berücksichtigt. 
So sollen im Strafgesetzbuch dem Täter- 
Opfer-Ausgleich und der Schadenswie- 
dergutmachung insbesondere im Inter- 
esse der Opfer von Straftaten ein stärke- 
res Gewicht als bisher eingeräumt wer- 
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den. Damit werden Täter zur Wiedergut- 
machung des von ihnen angerichteten 
Schadens veranlaßt. 
Jeder Art von Extremismus muß tatkräf- 
tig Einhalt geboten werden. Die Verfol- 
gung fremdenfeindlicher und sonstiger 
rechtsextremistischer Straftaten, insbe- 
sondere die Verfolgung von Gewalttaten, 
hat bei Polizei, Staatsanwaltschaften und 
Gerichten hohe Priorität. Die gewalttäti- 
gen Ausschreitungen und die sie beglei- 
tende haßerfüllte Propaganda gefährden 
den inneren Frieden und das Ansehen 
Deutschlands in der Welt. 
Deshalb sieht der Gesetzentwurf vor, die 
Strafvorschriften über Volksverhetzung, 
über Aufstachelung zum Rassenhaß und 
über Verwendung von Kennzeichen ver- 
fassungswidriger Organisationen zu 
erweitern. So wird jetzt auch die Verwen- 
dung nazi-ähnlicher Symbole unter Strafe 
gestellt. 
Der Bekämpfung von Extremismus die- 
nen ebenfalls Änderungen im Vereinsge- 
setz, die eine erweiterte Beschlagnahme 
und Einziehung und die Möglichkeit 
eines kollektiven Betätigungsverbots 
gegenüber Ausländervereinen vorsehen. 
Darüber hinaus wird unter bestimmten 
Voraussetzungen bei der Frage des Ver- 
einsverbots das Handeln seiner Mitglie- 
der dem Verein zugerechnet. 

Möglichkeiten verbessert  

Die Organisierte Kriminalität ist eine 
große Gefahr für unsere Gesellschaft. 
Das 1992 in Kraft getretene Gesetz zur 
Bekämpfung des illegalen Rauschgifthan- 
dels und anderer Erscheinungsformen 
der Organisierten Kriminalität — OrgKG 
— sowie das im November letzten Jahres 
in Kraft getretene Geldwäschegesetz 
haben die rechtlichen Möglichkeiten für 
eine effektive Bekämpfung der Organi- 
sierten Kriminalität verbessert. 

Darüber hinaus ist in dem nun vorliege11' 
den Gesetzentwurf eine Kronzeugenreg6' 
lung bei Straftaten im Bereich der Orga- 
nisierten Kriminalität vorgesehen, um 
Angehörigen krimineller Organisationen 
einen Anreiz zu geben, sich aus ihrem 
Umfeld zu lösen und OrganisationsstruK' 
turen aufzudecken. Darüber hinaus sol- 
len die Vermögensstrafe und der erwei- 
terte Verfall zur Eindämmung sogenann- 
ter Schutzgelderpressungen auch bei 
gewerbs- oder bandenmäßig begangene 
und räuberischen Erpressungen angebe 
det werden. ^ 

Rechtzeitige Erkenntnisse ^ 

Der Bundesnachrichtendienst muß jetzt 
nicht mehr wie bisher Erkenntnisse im 
Bereich der Kriminalität vernichten, me 

bei seiner strategischen Beobachtung df 
internationalen Fernmeldeverkehrs am 
len. Er erhält jetzt auch die Befugnis züf 

Überwachung des internationalen Ff11!' 
meldeverkehrs, soweit dies notwendig'.' 
um die Begehung internationaler terron 
stischer Anschläge in der Bundesrepu0.1 

Deutschland, die internationale Verbrei 
tung von Kriegswaffen sowie des uner- 
laubten Außenwirtschaftsverkehrs mit 
kriegswichtigen Gütern, die unbefugte 
Verbringung von Betäubungsmitteln aU 
dem Ausland in das Gebiet der Bundes 
publik Deutschland, die internationale 
Geldfälschung sowie internationale öe 
wasche im Zusammenhang mit den vo 
genannten Handlungen rechtzeitig zu 

erkennen. Er leitet die dabei anfallend 
Erkenntnisse an die dafür zuständigen 
Sicherheitsbehörden weiter. Vorausset' 
zung eines Tätigwerdens ist die Anor 
nung des zuständigen Bundesministe- 
riums und die Zustimmung der hierfn 
zuständigen parlamentarischen Konf 
gremien. 
Zur Bekämpfung der Rauschgiftkrimm 
lität ist eine Verschärfung des Strafra 
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Asylbewerberneuzugänge: 

Drastischer Rückgang 
Zum Rückgang der Asylbewerber- 
zahlen seit Inkrafttreten des neuen 
Asylrechts erklärte der innenpoliti- 
sche Sprecher der CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion, Erwin Mar- 
schewski: 
Im Monat Januar 1994 kamen 13.154 
Asylbewerber nach Deutschland. Im 
Januar des Vorjahres waren es noch 
36.279. Die Zahl der Asylbewerber in 
den 7 Monaten seit Inkrafttreten des 
neuen Asylrechts beläuft sich damit 
auf rund 111.600. In den letzten 
7 Monaten vor der Novellierung des 
Asylrechts waren es noch rund 
283.000. 
Damit ging die Zahl der Bewerber in 

den 7 Monaten nach Inkrafttreten des 
neuen Asylrechts gegenüber den 7 
Monaten davor um rund 60 Prozent 
zurück. Im Vergleich der Monate 
Januar 1993 zu Januar 1994 beträgt 
der Rückgang fast zwei Drittel. 
Damit wird belegt: Das neue Asyl- 
recht greift. Die Reform des Asyl- 
rechts, für die die Union seit Jahren 
gegen alle Widerstände erfolgreich 
gekämpft hat, zeigt Wirkungen. 
Worauf es jetzt ankommt, ist ein ver- 
besserter Schutz unserer Außengren- 
zen, damit dieser Erfolg nicht durch 
eine starke Zunahme der illegalen Ein- 
wanderung zunichte gemacht wird. 
Deshalb begrüße ich alle Anstrengun- 
gen des Bundesinnenministers zur 
Verbesserung der Kontrollen an den 
Grenzen namentlich zu Polen und zur 
Tschechischen Republik. 

^ens bei Verleitung von Kindern und 
ugendlichen zum unerlaubten Betäu- 
.Ungsmittelverkehr und die Einfügung 

e,nes neuen Verbrechenstatbestands des 
Unerlaubten Betäubungsmittelverkehrs 
jjnter Mitführung von Waffen vorgese- 

en. Gegen erwachsene ausländische 
^ogendealer muß zukünftig die 
^Schiebung verhängt werden. 
?Ur Bekämpfung krimineller Schlepper- 
anden über die deutschen Grenzen wer- 
en neue Straftatbestände des gewerbs- 

Jnd/oder bandenmäßigen Einschleusens 
°n Ausländern sowie der gewerbs- und/ 
der bandenmäßigen Verleitung zur miß- 
räuchlichen Asylantragstellung einge- 

^hrt- Die Höchststrafe beträgt 10 Jahre. 
^r wirkungsvollen Strafverfolgung sol- 
ner Verbrechen kann künftig auch der 
frnmeldeverkehr der Tatverdächtigen 

^benvacht werden, 
nrch eine Änderung der Gewerbeord- 

nung wird eine verbesserte Kontrolle 
über private Sicherheitsgewerbe erreicht. 
In der Sicherheitspolitik gibt es keinen 
Königsweg. Vielmehr muß ein Sicher- 
heitsmosaik entwickelt werden, in dem 
viele einzelne Bausteine ihren Gesamtbei- 
trag zur Verbesserung der Verbrechensbe- 
kämpfung leisten. Der Entwurf eines Ver- 
brechensbekämpfungsgesetzes ist ein 
wesentlicher Beitrag der Bundesregierung 
zu dieser Aufgabe. Auch in Zukunft wird 
in diesem Feld staatlicher Tätigkeit ein 
Schwerpunkt der Arbeit der Bundesregie- 
rung liegen. 
Nicht zuletzt müssen alle verantwortli- 
chen Träger unserer Gesellschaft, Fami- 
lien, Schulen, Kirchen und Vereine sich 
mit Wurzeln und Auswüchsen von Krimi- 
nalität auseinandersetzen und entschlos- 
sen an ihrer Bekämpfung mitwirken. Kri- 
minalitätsbekämpfung ist und bleibt eine 
gesamtgesellschaftliche Aufgabe. • 
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Keine Familie wird schlechter 
gestellt - SPD verdreht Tatsachen 
Zur Aktuellen Stunde im Deutschen 
Bundestag über die Familienpolitik 
der Bundesregierung am 2. Februar 
erklärte der CDU-Bundestagsabge- 
ordnete Walter Link, Vorsitzender des 
Bundestagsausschusses Familie und 
Senioren: 

Jedem, der etwas von Familienpolitik ver- 
steht, muß klar sein: Die von der SPD 
entfachte Kampagne über angebliche 
Versäumnisse beim Kindergeldzuschlag 
hat weder Hand noch Fuß. 
Sie war lediglich der Versuch, durch fal- 
sche Behauptungen die Familienministe- 
rin zu diffamieren. Die Märchen, die 
Frau Matthäus-Maier uns aufgetischt hat, 
glaubt niemand mehr. Sie sollten jetzt im 
SPD-Wahlkampf-Märchenbuch 1994 ad 
acta gelegt werden. 
Die Debatte hat eindeutig ergeben: 
Durch die Übergangsregelung zur Steuer- 

freistellung des Existenzminimums wird 
keine Familie schlechter gestellt als bis- 
her. Wer behauptet, den Familien werde 
zur Zeit weniger Geld ausgezahlt, als 
ihnen zustehe, stellt die Tatsachen auf 
den Kopf. Viele Familien haben im 
Gegenteil aufgrund der höheren Bested' 
rungsgrenze weniger Steuern zu zahlen, 
als dies früher der Fall war. 

Die Familienpolitiker der CDU/CSU- 
Fraktion beabsichtigen für 1996 eine 
Neuregelung des Familienlastenaus- 
gleichs. In dieser wird auch der Kinder- 
geldzuschlag in anderer Form neu gere- 
gelt werden. Das Kindergeld wird nach 
der steuerlichen Freistellung des Exi- 
stenzminimums von Kindern durch ein«11 

entsprechend hohen Kinderfreibetrag s° 
gestaltet werden, daß es gerade in 
unteren Einkommensbereichen wesent- 
lieh höher ist als heute. 

Kabinett beschließt Gesetz über LKW-Gebühr 
Die Bundesregierung hat am 9. Fe- 
bruar 1994 dem Entwurf eines Au- 
tobahnbenutzungsgebührengesetzes 
(LKW-Gebühr) zugestimmt. 

Hiermit werden die Voraussetzungen 
für eine Gebührenerhebung von LKW 
auf Autobahnen in Deutschland ab 
1995 im Regionalverbund mit den Be- 
nelux-Staaten und Dänemark geschaf- 
fen. 
Es wird Tages-, Wochen-, Monats- 
und Jahresgebühren geben. Die Jah- 
resgebühr wird für LKW bis zu 3 Ach- 
sen rund 1.500 DM, mit 4 oder mehr 
Achsen rund 2.500 DM betragen. 
Die Nichtbeachtung der Vorschriften 

wird mit einer Geldbuße bis zu 10.000 
DM belegt. 

Die Einnahmen des Bundes aus dem 
Gebührenaufkommen werden auf 
rund 700 Mio. DM pro Haushaltsjahr 
geschätzt, bei Kosten für Organisa- 
tion, Verwaltung und Kontrollen von 
rd. 50 Mio. DM. 

Bundesverkehrsminister Wissmann er- 
wartet eine zügige Beratung des Ge- 
setzentwurfes. 

Innerhalb kürzester Zeit wurde damit 
von der Bundesregierung ein Einstieg 
in eine gerechtere Anlastung der We- 
gekosten gleichermaßen für in- und 
ausländische LKW geschaffen. 
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Kommunen profitieren von der 
kommunalfreundlichen Politik 

der Bundesregierung 

£Ur Diskussion über die Kommunal- 
|Jnanzen erklärte am 4. Februar der 
j*rlamentarische Staatssekretär beim 
pUndesminister der Finanzen, Joachim 
^•"ünewald: 

Ent vor gegen der von den Kommunen 
Jjjen Dingen bei der zurückliegenden 
ülskussion über das Sparpaket 1994 — 
ln*mer wieder erhobenen Behauptung, 

er Bund würde die Kommunen durch 
Se,ne Politik belasten, bleibt festzuhalten: 

nter dem Strich profitieren die Kommu- 
^n von der kommunalfreundlichen Poli- 
* der Bundesregierung. 

jemand wird ernsthaft bestreiten: Der 
Und hat über seinen Anteil an den Lei- 

stungen des Fonds „Deutsche Einheit" 
nd vor allen Dingen durch seinen — 

Jessen an den alten Ländern und ihren 
immunen — überproportionalen Bei- 
ra8 zur Finanzierung der Neuordnung 
es bundesstaatlichen Finanzausgleichs 

J.e Grundlagen für eine angemessene 
"lanzausstattung der ostdeutschen 

immunen gelegt. 

'ne Gesamtschau der bundespolitischen 
^aßnahmen mit Auswirkungen auf die 
£°mrnunalfinanzen ergibt auch für die 
Kommunen in den alten Ländern: 

111 Jahr 1995, in dem die Neuregelung 
es bundesstaatlichen Finanzausgleichs 

.   die Kommunalfinanzen durchschlägt, 
, nd die Kommunen durch zahlreiche 

Undespolitische Entlastungen in die 

Lage versetzt, diese Herausforderung zu 
bestehen. 
So stehen den Nettobelastungen der 
Kommunen in den alten Ländern (ohne 
Stadtstaaten) aus der Neuregelung des 
bundesstaatlichen Finanzausgleichs in 
Höhe von rund 3,7 Mrd. DM in 1995 
Ausgabenentlastungen aus dem Födera- 
len Konsolidierungsprogramm in Höhe 
von rund 1,2 Mrd. DM (soweit quantifi- 
zierbar) und Nettoentlastungen als Folge 

Wahlkampf-Argumente 

der steuerlichen Maßnahmen des Födera- 
len Konsolidierungsprogramms in Höhe 
von rund 230 Mio. DM gegenüber. Hinzu 
kommen nach den Ergebnissen des Ver- 
mittlungsverfahrens im Dezember 1993 
Nettoentlastungen der West-Kommunen 
aus dem Sparpaket in Höhe von rund 
0,7 Mrd. DM in 1995. 

Wird berücksichtigt, daß den westdeut- 
schen Kommunen aus dem Gemeindever- 
kehrsfinanzierungsgesetz auch in 1995 
zusätzliche Mittel in Höhe von rund 
2,2 Mrd. DM zur Verfügung stehen, die 
nicht in den kommunalen Verwaltungs- 
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Hans-Gert Pöttering: Wahlsendungen 
zur Europawahl wichtig 

Die in der Presse wiedergegebene 
Mitteilung des Intendanten der 
Deutschen Welle, Dieter Weirich, 
daß der Kölner Sender zur Wahl 
des Europäischen Parlaments keine 
Wahlsendungen ausstrahlen werde, 
wurde von dem Beauftragten für 
Öffentlichkeitsarbeit der CDU/ 
CSU-Gruppe in der EVP-Fraktion 
des Europäischen Parlaments, 
Hans-Gert Pöttering, aufs schärf- 
ste kritisiert. 
Weirich habe die Entscheidung damit 
begründet, daß die Europawahl im 
Bundesrundfunkgesetz nicht aus- 
drücklich erwähnt sei. Dies sei eine 
rein formale und sachlich nicht halt- 
bare Begründung, erklärte Pöttering, 
da die Nicht-Erwähnung im Bundes- 
rundfunkgesetz ja kein Verbot für 
Europawahlsendungen bedeute, son- 
dern diese mit dem Gesetz sehr wohl 
vereinbar seien. 

Der Sender lege sich hier freiwillig 
eine Selbstbeschränkung auf, die die 

in Deutschland bereits vorhandene 
Neigung zur Europamüdigkeit noch 
bestärke. 
Pöttering wies daraufhin, daß den 
Medien gerade auch bei der Europa- 
wahl eine große Verantwortung zur 
Information der Bürger zukomme. 
Das Europäische Parlament habe mit 
dem Maastrichter Vertrag wichtige 
zusätzliche Kompetenzen erhalten 
(Mitentscheidung in der Gesetzge- 
bung, Zustimmungsvotum bei Einsatz 
der neuen Kommission, Zustimmung 
nicht nur zu Beitritts-, sondern auch 
internationalen Verträgen). 
Es sei wichtig, daß die Bürgerinnen 
und Bürger voll über die Europawah- 
len informiert werden, damit sie ihre 
politische Verantwortung bei diesen 
Wahlen wahrnehmen können. 
Allerdings mahnte Pöttering auch den 
Gesetzgeber an, diese Lücke im 
Gesetz möglichst schnell zu schließen, 
um weitere Mißverständnisse dieser 
Art in Zukunft auszuschließen. 

haushalten erwirtschaftet werden müssen, 
und daß nach dem derzeitigen Stand die 
Pflegeversicherung zu einer Entlastung 
der kommunalen Sozialhaushalte in 
Höhe von rund 0,5 Mrd. DM führen 
würde, wird deutlich: 
Kommunale Finanzierungsdefizite kön- 
nen nicht dem Bund angelastet werden. 
Im Gegenteil: Die Kommunen profitie- 
ren von weiteren Maßnahmen des Bun- 
des, die bereits zu haushaltswirksamen 
Entlastungen führen, wie von 
• der Neustrukturierung der Sozialhilfe 

für Asylbewerber (Entlastung für Län- 

der und Kommunen in Höhe von 
1 Mrd. DM), 

• der Neuregelung des Asylrechts, 
• der Neufassung des Konzessionsi 

benrechts (zusätzliches Einnahmep0' 
tential für die Kommunen in den alte 

Ländern in Höhe von 1,5 Mrd. DM)- 
Damit hat die Bundesregierung eine 
Grundlage für die erfreulicherweise in 
Gang gekommene Konsolidierungsp0'1' 
tik der Kommunen gelegt. Diese müsse 
nun in eigener Verantwortung die noch 
vorhandenen Konsolidierungspotentia' g 
nutzen. 
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Wahlrecht für Unionsbürge] 
*re'ts bei den Wahlen zum Europäi- 

schen Parlament am 12. Juni 1994 
J*den die Staatsangehörigen aus den 
traten der Europäischen Union nach 

j^. 8 b des Maastrichter Vertrages die 
'Möglichkeit erhalten, ihr Wahlrecht 
.Un» Europäischen Parlament entweder 
U 'hrem Herkunftsland oder in ihrem 
k °hnsit/land auszuüben und sich als 
Kandidat aufstellen zu lassen. 

^Hierhin leben in Deutschland 1,5 Mil- 
°nen Bürger aus den anderen Mitglied- 
äaten der Europäischen Union. Wie 
e'e dieser europäischen Unionsbürger 
ahlberechtigt sind und ihr Wahlrecht 
ei uns ausüben wollen, ist nicht bekannt. 

, s kommt darauf an, aktiv um Unions- 
ür8er als Wähler zu kämpfen. Deshalb 

u
0||ten alle Gliederungen der CDU sich 
•^gehend darum bemühen, Kontakte zu 
n,onsbürgern und — soweit vorhanden 

^ zu den örtlichen Gruppierungen der 
l*11 der CDU und der CSU auf europäi- 
sier Ebene verbündeten Parteien zu 
hüpfen. 

esetzestechnisch ist zu bemerken, daß 
l^r Deutsche Bundestag am 4. Februar 
p y<+ das dritte Gesetz zur Änderung des 

ropawahlgesetzes — zur Umsetzung 
r entsprechenden Ausführungsrichtli- 
der Europäischen Union — verab- 

n,edet hat. Hiermit wird das aktive und 
^assive Wahlrecht für Unionsbürger in 

eutschland eingeführt. Der Bundesrat 
t  d dem Gesetz aller Voraussicht nach 
A    

e Februar zustimmen. Im März wird 
0   

n die Bundesregierung mit einer Ver- 
0   nung zur Änderung der Europawahl- 

nung die Einzelheiten regeln. 
A    

entscheidende Sonderregel für die 
ge 

sübung des Wahlrechts für Unionsbür- 
,st die, daß die Unionsbürger von sich 

aus die Eintragung in das Wählerver- 
zeichnis am Wohnort beantragen müssen. 
Dies wird voraussichtlich von Mitte März 
bis Anfang Mai möglich sein. 
Unabhängig von Informationskampa- 
gnen der Bundesregierung und eventuell 
der Landesregierungen, mit denen im 
Frühjahr die Unionsbürger in Deutsch- 
land auf ihr Wahlrecht hinweisen wer- 
den, kommt es also entscheidend darauf 
an, daß die CDU aus eigenem Engage- 
ment und Interesse die Unionsbürger — 
noch vor den anderen Parteien — 
anspricht, sie für die Ausübung ihres 
Wahlrechts in Deutschland gewinnt und 

Von Georg Jarzembowski 
MdEP, innenpolitischer 
Sprecher der CDU/CSU- 
Abgeordneten im 
Europäischen Parlament 

sie überzeugt, die Kandidaten der Lan- 
deslisten der CDU zu wählen. 
Diese Initiative kann uns nicht nur bei 
der Europa-Wahl 1994, bei der es für uns 
um jede Stimme gehen wird, von Vorteil 
sein. Vielmehr gilt es auch zu bedenken, 
die Unionsbürger grundsätzlich für Mit- 
arbeit und Mitgliedschaft in der CDU zu 
gewinnen, denn spätestens ab Sommer 
1995 werden Unionsbürger — ebenfalls 
gemäß Art. 8 b EGV — voraussichtlich 
auch an den Kommunalwahlen teilneh- 
men dürfen. Gerade für die großen 
Gemeinden und Städte mit einem hohen 
Anteil an Unionsbürgern wird es darauf 
ankommen, diese Mitbürger in die Partei 
zu integrieren, ihre Anliegen aufzuneh- 
men und sie auch als Kandidaten für die 
örtlichen Wahlen zu gewinnen. • 
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Wulff geht mit Kohl in die Offensive 

Über 7.000 Menschen beim Aufgalopp 
mit der CDU zur Niedersachsenwahl 
3.500 waren erwartet worden, über 
7.000 waren es schließlich vor der 
Stadthalle von Osnabrück, die beim 
offiziellen Aufgalopp der Niedersach- 
sen-CDU zur Landtagswahl dabei sein 
wollten. Während der dreistündigen 
Veranstaltung prägten Aufbruchstim- 
mung und Siegeswillen das Geschehen. 

Der begeisterte Saal erlebte einen kämp- 
ferischen Helmut Kohl und einen mehr 
als Zuversicht ausstrahlenden Christian 
Wulff. In Osnabrück präsentierte sich 
eine selbstsichere Niedersachsen-CDU, 
die es am Urnengang am 13. März 1994 
wissen will. 
„Überhaupt nichts ist gelaufen, sehen Sie 
sich in diesem Saal um", sagte der Kanz- 
ler mit Hinweis auf Meinungsumfragen, 
die seiner Partei zur Zeit nicht gerade die 
größte Wählerzustimmung signalisieren. 
„Die Wahl ist entschieden am 13. März 
um 18.00 Uhr." Der Kanzler sparte nicht 
mit scharfen Angriffen auf SPD und 
Grüne. Rot-Grün, so der Kanzler, sei 
„zukunftsfeindlich in sich selbst". Bliebe 
den Niedersachsen diese Koalition erhal- 
ten, würden die südlichen Länder wirt- 
schaftlich immer stärker. 
Kohl warf den Sozialdemokraten vor, sie 
hätten die deutsche Einheit längst aufge- 
geben gehabt und sich DDR-Staatschef 
Erich Honecker gebeugt, indem sie mehr- 
fach auf dessen Forderungen eingegan- 
gen seien. „Ich will hier nicht von alten 
Sachen reden. Aber die Wahrheit muß 
auf den Tisch", sagte der Kanzler. 
Spitzenkandidat Christian Wulff warf der 
Regierung vor allem vor, nirgendwo im 

Bundesgebiet sei die Investitionsquote 
mit 10,8 Prozent so niedrig wie in Niede1"' 
Sachsen. Dafür gebe es aber 8.900 zusätZ' 
liehe Stellen in der Ministerialbürokratie- 
meinte Wulff. 

Rot-Grün hätte die Ängste geschürt, statt 
die Chancen moderner Technologie zu 
nutzen. So würden keine Müllverbren- 
nungsanlagen in Niedersachsen errichte • 
Dafür aber werde der Müll aus 36 Anlä' 
gen in den Niederlanden, in Bremerha- 
ven und in Hamburg verbrannt. Strom 
werde zunehmend mehr in Skandinavien 
erzeugt. Ministerpräsident Schröder waf 

Wulff vor, den DASA-Standort in Lern- 
werder zu „instrumentalisieren". 

Er habe den Verdacht, Schröder bereite 
hier durch völlig unhaltbare Verspre- 
chungen einen Wahlbetrug vor. Einerse' 
wolle Rot-Grün einen Rüstungsbetrieb 
erhalten, andererseits plädiere man ein* 
deutig gegen die Wehrtechnologie. D'e 

Ems-Vertiefung sei zum Schaden der 
Meyer-Werft jahrelang verzögert worde 

Wulff wörtlich: „Wer so mit dem Schi<*' 
sal von Arbeitnehmern umgeht, hat es 
nicht verdient, dieses Land weiter zu 
regieren." Wulff will nach einem Wahl' 
sieg eine „Sicherheitsoffensive" starten- 
Er versteht darunter mehr Polizisten aü 

der Straße, kürzere Strafprozesse, Ne>n 
zur Freigabe von Rauschgift, Ja zum 
Lauschangriff auf Privatwohnungen, »n . 
Städten und Landkreisen sollen BürgefS 

cherheitsbeiräte eingesetzt werden. 
Wulffund Kohl wollen insgesamt acht 
Mal zusammen im niedersächsischen    ^ 
Landtagswahlkampf auftreten. 
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i*Hj2desgeschäftsführer Hans-Joachim Reck: 

Erfolgreiche Testphase 
für das CDU-Angebot im DATEX-J 

!e CDU ist seit 3. November 1993 
D 

?'! einem Angebot von ca. 200 BTX- 
?!ten Anbieter im DATEX-J. 
ii A    ^"^» e'n modernes Informations- 

" Kommunikationssystem für jeder- 
mann, wird von der CDU nun im 
dj

uPenvahljahr 1994 eingesetzt, um die 
L     te Kommunikation mit dem Wäh- 
er *u erleichtern. 

F* 
-j, ngestellt wurden bisher in einer 
^Phase von 3 Monaten: 

Regierungserklärungen von Bundes- 
Kanzler Helmut Kohl 
pKtuelle Pressemitteilungen 

J^'Ö-Artikel 
^ ^"essedienst der JU Deutschlands 
• D Cr Grundsatzprogrammentwurf 

Schlüsse des CDU-Bundesvor- 
standes. U 

^ "nfangreiche Texte werden als soge- 
inte Telesoftware eingestellt und kön- 
" deshalb insgesamt in die PC-Textver- 

uM
e'tun8 übernommen, weiterverarbeitet 

a 
d z- B. als selbstgestaltete Flugblätter 

"gedruckt werden. 
dieifernm 'st von der Übersichtsseite ein 

ekter Zugang zu anderen Angeboten 
I   glich. 

^ der Testphase haben über 20.000 Nut- 
das Angebot der CDU aufgerufen. 

Kohl beruft Boenisch zum Wahlkampfberater 
Bundeskanzler Helmut Kohl hat für den Wahlkampf 1994 den Publizisten und 
•^urnalisten Peter Boenisch zu seinem persönlichen Wahlkampfberater im 
Medienbereich berufen. Peter Boenisch, der in der Zeit bis zur Bundestagswahl 
'm Oktober eng mit dem Konrad-Adenauer-Haus zusammenarbeiten wird, hat 
d,e CDU bereits in früheren Wahlkämpfen beratend unterstützt. 

Dies ist ein gutes Beispiel dafür, wie der 
„Politikverdrossenheit" entgegengewirkt 
werden kann. Über eine Antwortseite 
kann man der CDU einfach und kosten- 
los Nachrichten und Briefe schreiben. 
Bisher nutzten über 450 Anwender diese 
Kommunikationsmöglichkeit, 41 Nutzer 
wollten Mitglied der CDU werden. Auf 
das CDU-Angebot im Datex-J wird mitt- 
lerweile auch von anderen Anbietern ver- 
wiesen. 
Nach der erfolgreichen Testphase wird 
nun das DATEX-J-Angebot beibehalten 
und schrittweise erweitert. Der Bereich 
der Telesoftware wird stark vergrößert, 
da von den Nutzern dies vielfach 
gewünscht wird. 

CDU-Parteitag mit DATEX-J 
Erstmals wird von einem CDU-Bundes- 
parteitag über Datex-J direkt berichtet. 
Reden, Beschlüsse und das neue Grund- 
satzprogramm werden noch in Hamburg 
in das System eingegeben. Mit • CDU # 
können die DATEX-J-Nutzer dann aktu- 
ell die Texte abrufen. 
Auf einem Informationsstand der Firma 
l&l Telekommunikation und der Deut- 
schen Telekom werden die Parteitagsteil- 
nehmer über die Möglichkeiten von 
DATEX-J informiert. • 
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